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Unabhängiges Gutachten zur Entmündigung wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche
Sachverhalt

Es geht um die Frage der Befangenheit einer Psychiatrischen Klink als Begutachterin im Hinblick auf eine vormundschaftliche Massnahme. Eine Mitarbeiterin des Vormundschaftssekretariats hat sich die mündliche Aussage eines Dozenten notiert, dass bei einem behördlichen FFE zwecks Begutachtung die aufnehmende Klinik rechtsgültig das Gutachten erstellen darf (bzw. ein Mitarbeiter der Klinik) und nicht als befangen gilt (uns fehlt dazu eine entsprechende Praxis oder Literaturstelle.) Dies hätte den grossen Vorteil, dass auf diese Weise bei nicht kooperativen Klienten ein Gutachten wesentlich einfacher zu erstellen wäre. Ein externer Gutachter wäre dadurch nicht mehr notwendig. Für eine Klink, die den Klienten während des gesamten Tagesablaufs erlebt, wäre die Erstellung eines Gutachtens wesentlich einfacher. Diese Möglichkeit wäre vor allem von grossem Vorteil in jenen Fällen, wo neben der Kooperationsbereitschaft auch Akten zum Zustand des Klienten fehlen. 
Wir fragen uns aber, ob eine FFE, welche u.a. den Zweck der Begutachtung hat, tatsächlich insofern einen Unterschied zum "normalen" FFE darstellt, als dadurch der Einwand der Befangenheit aus der Welt geschaffen wäre. Ein FFE kann ja nicht ausschliesslich das Ziel der Begutachtung haben, sondern muss stets die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllen und auf die notwendige Betreuung ausgerichtet sein. Und dann stellt sich für uns die Frage, ob die betreuende Klinik ein Gutachten erstellen darf. Können Sie uns in dieser Frage weiterhelfen. 
Erwägungen

1. Die Entmündigung wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche darf nur nach Einholung des Gutachtens von Sachverständigen erfolgen, das sich auch über die Zulässigkeit eines vorgängigen Anhörung des zu Entmündigenden auszusprechen hat (Art. 374 Abs. 2 ZGB). Über das Zustandekommen des Gutachtens spricht sich das ZGB nicht aus. Alles Nähere hat das kantonale Recht zu regeln (Art. 373 ZGB).

2. Das Entmündigungsverfahren richtet sich im Kanton Zürich nach 

a) §§ 83-89 EG zum ZGB,

b) §§ 144, 171 ZPO,

c) §§ 95 und 96 GVG.
Gemäss § 84 ist bei Entmündigung wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche ist das Gutachten des Bezirksarztes unter Zuziehung des behandelnden Arztes oder dasjenige eines Arztes an den kantonalen Krankenanstalten einzuholen. Die für das Gutachten nötigen Erhebungen und Berichte soll der Arzt selbst einziehen; er kann auch Erhebungen, insbesondere die Einvernahme von Zeugen, durch das Statthalteramt verlangen. Es genügt im Unterschied zur FFE  nicht, dass in der Entmündigungsbehörde der nötige Sachverstand vorliegt, vielmehr muss ein aussenstehender Gutachter beigezogen werden (Geiser, BSK ZGB I N13 Abs. 2  zu Art. 374).


3. Die Verpflichtung, sich für eine psychiatrische Begutachtung zur Verfügung zu halten, stellt grundsätzlich keinen schweren Eingriff in die persönliche Freiheit dar, vorausgesetzt, dass ein hinreichender Anlass für die Eröffnung des Verfahrens besteht (Urteil des BGer vom 28. Juni 2005, 5P.41/2005; BGE 124 I 40 E. 3c S. 42, E. 5 S. 47). Besteht hinreichender Anlass, darf die Begutachtung auch zwangsweise erfolgen und die betreffende Person vorübergehend in eine Anstalt eingewiesen werden (Geiser, Basler Kommentar ZGB I, N 17 zu Art. 374; Spirig, ZK-Kommentar, N 114 zu Art. 397a; Tuor/Schnyder/Schmid/Rumo-Jungo, Das Schweizerische Zivilgesetzbuch, 515 Ziff. II.b; BGE 124 I 47 E. 5a). Diesfalls bedarf  es keiner FFE, die Grundlage von Art. 374 Abs. 2 ZGB ist zureichend.

4. Vor Anordnung des Gutachtens kann der Bezirksrat der zu entmündigenden Person die Möglichkeit bieten, zur Person des Gutachters Vorschläge zu unterbreiten (§ 172 ZPO ZH). Für den Gutachter gelten die Ausstands- und Ablehnungsgründe gemäss Art. 95 f. Gerichtsverfassungsgesetz. Ein Gutachter muss unabhängig sein, was nicht mehr der Fall ist, wenn sich ein behandelnder Arzt im gleichen Verfahren bereits zur Krankheit geäussert hat (BGE 128 III 12; ZVW 2001 S. 345 f.). Wer demnach eine Person im Rahmen einer FFE bereits behandelt hat, kann nicht als unabhängiger Gutachter amten im Rahmen eines Entmündigungsverfahrens, ist aber beizuziehen im Gutachten, welches durch den Bezirksarzt zu erstellen ist (§ 84 EG ZGB ZH).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 7. März 2006

[image: image1.png]